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122 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz a 
zur Abänderung des Steuergrundgeſetzes. Vom 9. 3. 1923. 
81 


$ 18 des Steuergrundgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

„Zur Entſcheidung in Berufungsſachen ($ 184) wird ein Steuergericht gebildet, das in der Beſetzung 
von 5 — darunter 3 ehrenamtlichen — Mitgliedern entſcheidet. Eines der letzteren ſoll tunlichſt dem 
Beruf oder Erwerbszweig des Steuerpflichtigen angehören. Der Vorſitzende des Steuergerichts muß 
Beamter der Steuerverwaltung ſein, das andere hauptamtliche Mitglied muß die Befähigung zum Richter⸗ 
amt haben und darf nicht Beamter der Steuerverwaltung ſein. 

Die Mitglieder des Steuergerichts haben als ſolche richterliche Unabhängigkeit. 

§ 2. 5 

Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 9. März 1923. 0 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Volkmann. 
123 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über eine fünfzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 7. 3. 1923. 
Artikel I. 

Die Anlage 5, Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) des Beamten ⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 
23. 12. 1921 (Geſetzblatt S. 229) in der Faſſung der Geſetze über eine zehnte, elſte, zwölfte und 
vierzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 13. 12. 1922 (Geſetzblatt 
S. 567), 27. 12. 1922 (Geſetzblatt für 1923 S. 7), 31. 1. 1923 (Geſetzblatt S. 169) und 16. 2. 1923 
(Geſetzblatt S. 254) wird wie folgt geändert: N 

1. In Ziffer 1 (a) iſt die Zahl „369“ durch die Zahl „489“ zu erſetzen. 

2. Ziffer 1 (b) erhält folgenden Zuſatz: A 

„von Mitte Januar 1923 ab auf 7000 M monatlich.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 4. 1923). 
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Artikel II. 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 7. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


124 Ausführungsbeſtimmungen 


zu dem Geſetz über Aufhebung der privaten Vorſchulen vom 31. Dezember 1922 | 
Geſetzbl. 1923 Nr. 5). Vom 17. 3. 1923. 


Artikel I. 
Zu § 1 und 2. 

(1) Erfolgt die Aufhebung der Vorſchulen durch regelmäßiges Eingehen der unterſten Klaſſen 
von Oſtern 1923 ab, jo wird die nach $ 3 b an die Inhaberinnen zu zahlende Entſchädigung im Ver⸗ 
hältnis der eingegangenen zu den beſtehenden Klaſſen gezahlt. Die Vorſchrift findet auf die an 
Lehrerinnen zu zahlende Entſchädigung ſinngemäß Anwendung. i 

O) Eine Entſchädigung nach 8 3a wird erſt nach endgültiger Schließung der Schule gezahlt. 

Artikel II. N 
Zu $ 3a. 

(1) Für die Inhaberinnen, die nach § 3 b eine Entſchädigung erhalten, gelten wegen Ent- 

ſchädigung ihrer ſächlichen Verluſte folgende Beſtimmungen: 
& (2) Der Nachweis, daß die bisherigen, für den Schulbetrieb benutzten Räume nicht zu orts⸗ 
üblichen Preiſen verwandt werden können, kann nur durch ein Zeugnis des zuſtändigen Wohnungsamtes, 
daß die Räume auch bei Umbauten nicht zu Büro- oder Wohnungszwecken verwendbar find, erbracht 
werden. Hängt nach Zeugnis des Wohnungsamtes die Verwendbarkeit von Umbauten oder Inſtand⸗ 


ſetzungen ab, jo kann für dieſe Arbeiten Erſatz nur dann gefordert werden, wenn durch ein Zeugnis des 


Wohnungsamtes nachgewieſen iſt, daß kein Mieter zu finden iſt, der die Koſten hierfür trägt. 

(3) Alle Lehrmittel und Einrichtungsgegenſtände werden, ſofern der Nachweis erbracht worden 
iſt, daß fie nicht zu dem gemeinen Wert veräußert werden können, nach einem von der Schulaufſichts⸗ 
behörde feſtgeſetzten, dem gemeinen Wert entſprechenden Preiſe entſchädigt. Die Inhaberin kann ver⸗ 
langen, daß hierbei ein von der Handelskammer zu ernennender Sachverſtändiger gehört wird. 


Artikel III. 
\ Zu $ 3b. 

(1) Für Berechnung des dem Ruhegehalt zugrunde zu legenden Gehalts gelten die Beſtimmungen 
des B. D. E. G., insbeſondere die Vorſchrift über die 7 jährige Anwärterzeit und die Zeit vor Vollendung 
des 21. Lebensjahres. 

(2) Angerechnet kann nur die Zeit werden, in der die Inhaberin an einer öffentlichen Schule 
oder an einer genehmigten Privat oder Privatvorſchule voll beſchäftigt geweſen iſt. 

(3) Die Zeit, in der eine andere Tätigkeit ausgeübt worden iſt, in der insbeſondere nur Privat- 
unterricht erteilt oder in Familien Erziehungstätigkeit ausgeübt wurde, wird nicht angerechnet. 

(4) Im übrigen werden die erſten 18 Jahre der anrechnungsfähigen Lehrtätigkeit voll an⸗ 


gerechnet, die übrigen zu . Eine Einzahlung an die Staatskaſſe wegen der angerechneten Privat- 


ſchuldienſtzeit auf Grund von § 4 Abſ. 14 B. D. E. G. findet nicht ſtatt. 
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) Bei Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienftzeit gelten die für die Beamten beſtehenden 
Vorſchriften unverändert. FE 


2 (6) Die einmalige Abfindung kann nicht vor dem 1. April 1925 beantragt werden. Die Be⸗ 
ſtimmungen hierüber ergehen bei Bedarf. 


Artikel IV. 
Zu 8 Ze und d. 

() Die Vorſchriften des Artikels III Abſ. 15 finden auf Lehrerinnen, die in den Ruheſtand 
treten, mit der Maßgabe Anwendung, daß die erſten 10 Jahre voll angerechnet werden. 3 

(2) Bei Übernahme in den öffentlichen Schuldienſt gelten die Beſtimmungen des B. D. E. G. 2 
über die Anrechnung der Privatſchulzeit. 8 

(3) Bei der infolge Abbaus der Privatvorſchulen ſowie der Vorſchulklaſſen bei Privatvorſchulen 
eintretenden Verringerung des Lehrperſonals werden die zu entlaſſenden Perſonen von den Schul⸗ 
inhabern im Einvernehmen mit der Schulaufſichtsbehörde beſtimmt. 


Artikel v. 


e 


forderung bei der Schulaufſichtsbehörde. 
Danzig, den 17. März 1993. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes ſind binnen einer Friſt von 3 Monaten, nachdem infolge N 
Anwendung des Geſetzes eine Einſchränkung oder Einſtellung der Lehrtätigkeit der Schulinhaber oder Be 
Lehrperſonen erfolgt iſt, bei der Schulaufſichtsbehörde anzumelden. Nichtanmeldung gilt als Verzicht. x 
Das gleiche gilt für Anmeldungen nach dem 1. 7. 1929. s : 2 

Artikel VI. i z 2 
Der Senat erteilt feinen Beſcheid innerhalb 3 Monaten nach Anmeldung der Entſchädigungs⸗ a 8 


125 Verordnung 
über die Verrechnung von Beiträgen der Wanderverſicherten. Vom 2. 3. 1923. 


Auf Grund des § 55a Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und des § 1290 a der 
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257 ff.) wird 
folgendes beſtimmt: N 


1 


a) Die Steigerungsſätze der Invalidenverſicherung werden nach Abſchluß eines jeden Jahres für 
die in dieſem Jahre erſtmalig zur Zahlung angewieſenen Renten der Reichsverſicherungsanſtalt 
von dem Träger der Invalidenverſicherung durch Überweiſung des Kapitalwerts erſtattet. 

b) Die Reichsverſicherungsanſtalt trägt die von ihr zur Zahlung angewieſenen Renten, die zu 
erſtattende Steigerungsbeträge enthalten, für jede Rentenart (Ruhegeld, Krankenruhegeld, 


Witwen⸗(Witwer-)Rente, Waisenrente) fortlaufend in ein Verzeichnis mit folgenden Spalten ein: 
1. Laufende Nummer, 


2. Name des Wanderverſicherten, 
3. Renten- oder Aktenzeichen, 


4. Jahresbetrag des von den Trägern der Invalidenverſicherung zu erſtattenden 
Steigerungsbetrags. Re 
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In der Spalte 4 iſt bei den Hinterbliebenenrenten — bei Waiſenrenten ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Waiſen und ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um einfache oder Doppelwaiſen 
handelt — der Steigerungsbetrag des für die Berechnung der Hinterbliebenenrente maß⸗ 
gebenden Ruhegeldes einzutragen. 
Die nach § 55 a Abſ. 2 feſtgeſetzten Ergänzungen find in gleicher Weiſe wie die Steigerungs⸗ 
beträge der erſtmalig zur Zahlung angewieſenen Renten zu behandeln. 
c) Die Verzeichniſſe (Ib) werden am Ende des Jahres abgeſchloſſen. Die zu erſtattenden 
Kapitalwerte werden ermittelt, indem die Summe der in Spalte 4 nachgewieſenen Steigerungs—⸗ 
beträge 
bei den Ruhegeldern mit 8,4, 
Krankenruhegeldern mit 1, 
Witwen⸗(Witwer-)Renten mit 4,8, 
Waiſenrenten mit 3,0 


vervielfältigt wird. ö 
d) Die gemäß Je feftgeftellten Kapitalwerte und ihre Summe werden der Rechnungsſtelle des 
Reichsverſicherungsamts alsbald nach Jahresſchluß mitgeteilt, die die Verrechnung vornimmt. 


1 


a) Die Steigerungsbeträge der Angeſtelltenverſicherung werden nach Abſchluß eines jeden Jahres 
für die in dieſem Jahre erſtmalig zur Zahlung angewieſenen Renten dem Träger der 
Invalidenverſicherung von der Reichsverſicherungsanſtalt durch Überweiſung des Kapitalwerts 
erſtattet. 

b) Jeder Träger der Invalidenverſicherung trägt die von ihm zur Zahlung angewieſenen Renten 
die zu erſtattende Steigerungsbeträge enthalten, für jede Rentenart (Invaliden Kranken-, 
Witwen⸗ (Witwer⸗), Witwenkranken⸗, Waiſenrenten) fortlaufend in ein Verzeichnis mit 
folgenden Spalten ein: 

1. Laufende Nummer, 
2. Name des Wanderverſicherten, 
3. Renten⸗ oder Aktenzeichen, 
4. Jahresbeitrag des von der Reichsverſicherungsanſtalt zu erſtatteten Steigerungsbetrags. 
In der Spalte 4 iſt bei den Hinterbliebenenrenten — bei Waiſenrenten ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Waiſen — der Steigerungsbetrag der für die Berechnung der Hinter— 
bliebenenrente maßgebenden Invalidenrente einzutragen. 

o) Die Verzeichniſſe (IId) find am Ende des Jahres abzuſchließen. Die zu erſtattenden 
Kapitalwerte werden ermittelt, indem die Summe der in Spalte 4 nachgewieſenen 
Steigerungsbeträge 

bei den Invalidenrenten mit 7, 

Krankenrenten mit 1, 

Witwen⸗(Witwer⸗) Renten mit 4, 

„ „G Witwenkrankenrenten mit 0,4, 

„N „ Waiſenrenten mit 2,5 . 
vervielfältigt wird. 


— 
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d) Die gemäß II o feſtgeſtellten Kapitalwerte und ihre Summe ſind dem Landesverſicherungsamt 


mitzuteilen, das die Verrechnung mit der Reichsverſicherungsanſtalt veranlaßt. 
Danzig, den 2. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betr. Nachtrag zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1922 
vom 30. Auguſt 1922. Vom 13. 3. 1923. 


1 
Der Senat wird ermächtigt: 8 
a) zur Unterſtützung von Hilfsbedürftigen, die dem im $ 1 des Geſetzes betr. Notſtandsmaß⸗ 
nahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
vom 25. 10. 22 (Geſ.⸗Bl. S. 434) bezeichneten Perſonenkreis angehören, ſowie von bedürſtigen 


Zivilblinden. 
35 Millionen Mark g 


einmalig zu verausgaben. Die Unterſtützung kann auch in Gewährung von Naturalien geſchehen, 
b) der Hauptfürſorgeſtelle zur Durchführung ihrer Aufgaben zwecks Gewährung beſonderer 
Zulagen an Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene, welche Teuerungszulagen erhalten, 


einen Betrag von 5 
15 Millionen Mark 


zur Verfügung zu ſtellen. & 

Zwecks Verwendung des den Gemeinden für die Rentenempfänger der- Invaliden- und 
Angeſtelltenverſicherung zur Verfügung geſtellten Betrages (Punkt a) find Ausſchüſſe, beſtehend 
aus Gemeindevertretern und Vertretern der Unterſtützungsberechtigten zu bilden. 

§ 2. 
Die Deckung erfolgt aus den Erträgen der dem Volkstage vorliegenden Steuergeſetze. 


Danzig, den 13. März 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
127 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung der Reichsgewerbeordnung vom 21. 6. 1869 (Bund. Geſetzbl. S. 245) in 
der Faſſung der Geſetze vom 26. 7. 1900 GReichsgeſetzbl. S. 871), 14. 10. 1905 G(eichsgeſetzbl. 
S. 759), 7. 1. 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 3), 30. 5. 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 356), 29. 6. 1908 
(Reichsgeſetzbl. S. 473), 28. 12. 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 667), 27. 12. 1911 (Reichsgeſetzbl. 
S. 139) und 12. 7. 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 927). Vom 20. 3. 1923. 
| Artikel I. > 
Die Reichsgewerbeordnung wird wie folgt geändert: 
8 1. 

Im 8 36 werden hinter „Auktionatoren“ die Worte eingefügt „mit Ausnahme der im § 36 a 

genannten Auktionatoren für Südfrüchte“. 
8 2. 

Hinter § 36 wird eingefügt ein neuer 

Wer gewerbsmäßig Auktionen von Südfrüchten veranſtalten will, bedarf zum Betriebe dieſes 
Gewerbes einer Konzeſſion der höheren Verwaltungsbehörde. Die Konzeſſion iſt nur zu verſagen: 

1. wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Nachſuchenden in Beziehung auf 

die Ausführung des Auktionsgewerbes in Südfrüchten dartun oder 
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2. wenn ein vorhandenes Bedürfnis zur Erteilung der nachgeſuchten Konzeſſion nicht nach⸗ 
gewieſen iſt. 9 3 


In 8 40 iſt in Abſatz 1 hinter „§ 29 und 33 a“ zu ſetzen: „und $ 36 a“, ferner ift in Abſatz 2 
ſtatt „und § 34“ zu ſetzen „§ 34 und 8 36 a“. 

In 8 47 iſt ſtatt „§ 34 und 36“ zu ſetzen „§ 34, 36, 86 a“. 

In 8 49 Abſ. 1 iſt hinter „§ 33“ zu ſetzen „und § 36 a“. 

In 8 53 zu II iſt ſtatt „34 und 36“ zu ſetzen „§ 34, 36 und 36 a“. 

In 8 54 iſt ſtatt „§ 33 a, 53“ zu ſetzen „§ 33 a, 36 a, 53“. 

Artikel II. 
Dieſes Geſetz hat rückwirkende Kraft vom 1. Oktober 1922 ab. 


. Danzig, den 20. März 1923. . 

8 f Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

N # Sahm. Jewelowski. 

R 128 | Zweite Verordnung 

* betreffend Anderung des Sonderzuſchlages für die unmittelbaren Staatsbeamten. 

. Vom 21. 3. 1923. 

= Auf Grund des Art. 2 Abſ. 2 des Geſetzes über eine dreizehnte Anderung der Dienſtbezüge der 
85 unmittelbaren Staatsbeamten vom 2. Februar 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 170) wird der Sonderzuſchlag für die 
* in Art. 1 a. a. O. bezeichneten Beamten uſw. mit Znſtimmung des Hauptausſchuſſes des Volkstages 


vom 1. Februar 1923 ab bis zur anderweiten Regelung auf 40 v. H. der in Art. 1 a. a. O. genannken 
Bezüge feſtgeſetzt. 
Danzig, den 21. März 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


& 129 Verorduung 
= betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch Oberſchleſien). Vom 20. 3. 1923. 
Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 1. April 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


A 


für die Entfernung bis 25 k m 1000 M 

Rt A I NE 2000 M 

5 ( Eh ne 3000 M 
; und für jede angefangenen weiteren 100 km 1000 M. Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 
* 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 


3 Minuten berechnet. 
Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. Die Entfernungen werden von 
Vermittlungsſtelle zu Vermittlungsſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. 
i Die Verordnung betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (aus⸗ 
4 ſchließlich Polniſch Oberſchleſien) vom 13. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 239) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
72 Danzig, den 20. März 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
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130 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen 


(ausſchl. Polniſch Oberſchleſien). Vom 20. 3. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 


(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen. 5 


Vom 1. April 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien) auf allen Entfernungen f 


a) bei gewöhnlichen Telegrammen 250 M für jedes Wort, mindeſtens 2500 M, 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. s 


Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch Oberſchleſien) vom 13. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 239) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 20. März 1923. i 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltuug der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


131 Verordnung 


betreffend Neufeſtſetzung der Gebühren für die Mitbenutzung des Telegraphengeſtänges und 
der Kabel der freiſtaatlichen Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung vom 1. April 1923 ab: 
Zur Amtsblattverfügung Nr. 139 vom 21. September und vom 19. Dezember 1922. 


Mit Wirkung vom 1. April 1923 ab beträgt die Gebühr für Mitbenutzung des Telegraphen⸗ 
geſtänges und der Kabel der freiſtaatlichen Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für jedes Kilometer: 


Einzelleitung Doppelleitung 


an hölzernem Geſtänge jährlich. . 16200 M 32400 M 
an eiſernem K „ 40500 M 81000 M 
CCC 40500 M 81000 M. 


Danzig, den 16. März 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


132 Die Gebühren für Warenproben und Pakete im Verkehr mit Deutſchland werden mit Wirkung 


vom 1. April wie folgt feſtgeſetzt: 
I. Warenproben. 
2 5 bis 100 g 


SSS T 60 M, 
nner 100 M, 
c EN FB RT 120 M. 


II. Palete. 
Die Paketgebühr wird nach der Entfernung und nach dem Gewicht erhoben. 


Bei der Entfernung werden zwei Zonen, Zone 1 bis 375 Kilometer und Zone 2 über 375 Kilo- 
meter, unterſchieden. f n 


Beim Gewicht werden Vorſtufen bis 3 Kilogramm und über 3 bis 5 Kilogramm und darüber = 2 


hinaus Stufen von je 1 Kilogramm gebildet. 


wre 


| 358 | | 
Die Paketgebühr beträgt: in Zone 1 in Zone 2 


Die näheren Vorſchriften für Zeitungspakete werden durch die Poſtordnung getroffen. Für 
Zeitungspakete wird von der Poſtverwaltung weder im Falle eines Verluſtes oder einer Beſchädigung 
noch im Falle einer verzögerten Beförderung oder Beſtellung Erſatz geleiſtet. 5 
a Nähere Auskunft über die Zonenzugehörigkeit beſtimmter Orte erteilen die Poſtanſtalten. 

Re - Danzig, den 21. März 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


3 Zander. 


133 Druckfehlerberichtigung. 
In Nr. 7 S. 57 ff. des Geſetzblattes für die Freie Stadt Danzig vom 19. Januar 1923 — Steuer⸗ 
grundgeſetz — ſind folgende Anderungen vorzunehmen: 
1, 1. Reihe: „Senat“ ſtatt Staat, 
§ 69, 5. „ : „des Abſatzes 5“ ſtatt der Abſätze 5 und 6, 
5 81, 4. „ : „8 261“ ſtatt $ 264, 
5 100, 1. „ : „8 99“ ſtatt 8 100, 
8 147, 4. „ : „Willen“ ſtatt Willen, 
§ 187, letzte, : „gemäß“ ſtatt gegen, 
8233, 1. „ : „S 220 Abſ. 1 und 2“ ſtatt 8 224 Abſ. 1 und 2, 
8 246, Abſ. 2, 1. Reihe: „ſind ihm“ ſtatt find im, 
§ 251, letzte Reihe: „Unvermögen“ ſtatt Vermögen, 
f 10. 5 294, 1. Reihe: „Gehaltsforderung“ ſtatt Geldforderung, 
. 11. 8 322, 1. „ „8 316“ ſtatt $ 318, 
12. $ 326, vorletzte Reihe: „S 316, Abſ. 4“ ſtatt 8 316, Abſ. 5, 
13. $ 337, letzte Reihe: „Straferkenntnis“ ſtatt Strafbekenntnis, 
14. $ 384, erſte Reihe: „verwerfen“ ſtatt verwerten. 
7 Danzig, den 17. März 1923. 
i Landesſteueramt. 


1 


bis 3 Kilogramm... 600 Mark, 600 Mark, 

. 3 TAN, 

„5 ee er er See 18800 EE, 

8 One 2 1400 „ 2100 „ 

95 R 10 Re 2400 „„ 

En . 1800 „ oh 

e 2000 „„ 3000 „„ 

SB 2800 „ 3450 „„ 

C 2600 „ BO 

da Ha 2900 „„ 450 

5 BR: „ 4800 „ 

5 E 3500 „„ 5 250 „„ 

| i 28800 500 u, 

San 4100 „ 9180 „ 

; a ae 4400 „ 6600 „„ 

| 5 ee U: 

J)) ²ĩð bvb e 
: für Zeitungspakete bis 5 Kilogramm. 500 „ 500 


LE 
D p S De e N 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
ken Er er ee 


